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An das  
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V o r l a g e 

 

- zur Kenntnisnahme - 

gemäß Artikel 64 Absatz 3 der Verfassung von Berlin 

über die Neunte Verordnung zur Änderung der Verordnung über die Aufnahme in Schulen be-

sonderer pädagogischer Prägung  

 

 

Ich bitte, gemäß Artikel 64 Absatz 3 der Verfassung von Berlin zur Kenntnis zu nehmen, dass 

die Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie die nachstehende Verordnung erlassen 

hat: 
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Neunte Verordnung zur Änderung der Verordnung über die Aufnahme in Schulen besonderer 

pädagogischer Prägung 

 

Vom 24. Februar 2022 

 

 

Auf Grund des § 18 Absatz 3 in Verbindung mit § 15 Absatz 4, § 20 Absatz 8, § 27, § 39, § 54 

Absatz 7 und § 56 Absatz 9 des Schulgesetzes für das Land Berlin vom 26. Januar 2004 

(GVBl. S. 26), das zuletzt durch Gesetz vom 27. September 2021 (GVBl. S. 1125) geändert 

worden ist, verordnet die Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie: 

 

 

Artikel 1 

 

Die Verordnung über die Aufnahme in Schulen besonderer pädagogischer Prägung vom 23. 

März 2006 (GVBl. S. 306), die zuletzt durch Verordnung vom 25. Januar 2021 (GVBl. S. 65) 

geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

 

 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

 

a) Dem Absatz 3 werden die folgenden Sätze angefügt: 

 

„Die Überprüfung der Eignung nach Satz 1 ist für Schülerinnen und Schüler mit Behin-

derungen, Erkrankungen und vergleichbaren Beeinträchtigungen barrierefrei zu ge-

stalten. Die Nutzung behinderungsbedingter Hilfsmittel ist bei Bedarf zu ermöglichen 

und angemessene Vorkehrungen sind zu gewähren.“ 

 

b)   Nach Absatz 5 werden die folgenden Absätze 6 und 7 eingefügt: 

 

„(6) Der Nachweis zur Eignung zum Besuch einer Schule besonderer pädagogischer 

Prägung kann, soweit dies organisatorisch möglich ist, bei Vorliegen besonderer Um-

stände an einem anderen Ort erbracht werden; dies ist bei der Aufnahme in die Jahr-

gangsstufen 5 und 7 auch online per Videoübertragung zulässig. Besondere Umstän-

de im Sinne von Satz 1 liegen vor, wenn es für die Schülerin oder den Schüler unmög-

lich oder unzumutbar ist, am Aufnahmeverfahren in Berlin teilzunehmen, insbesondere 

bei staatlichen Reisewarnungen oder gesundheitlich bedingten Reiseeinschränkun-

gen. Über den Antrag entscheidet die Schulaufsichtsbehörde. Der Antrag ist in der 

Regel bei der Aufnahme in die Jahrgangsstufe 1 während des Anmeldezeitraums, bei 

der Aufnahme in die Jahrgangsstufen 5 und 7 sechs Wochen vor dem Beginn des 

Anmeldezeitraums zu stellen. Unabhängig vom Ort der Durchführung ist der in Berlin 
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eingesetzte Test zu verwenden oder das standardisierte Aufnahmegespräch entspre-

chend durchzuführen, soweit in Teil II nichts anderes festgelegt ist. 

 

(7) Bei der Durchführung des Aufnahmeverfahrens an einem anderen Ort sind die 

nachstehenden Bedingungen zu erfüllen: 

1. Die Eignungsfeststellung erfolgt an einer Deutschen Auslandsschule oder an einem 

Goethe-Institut. Sofern keine solche Einrichtung besteht und öffentliche Interessen 

nicht entgegenstehen, kann die Eignungsfeststellung auch an einer diplomatischen 

oder konsularischen Vertretung der Bundesrepublik Deutschland im Ausland erfol-

gen. Entgegenstehende öffentliche Interessen sind insbesondere solche der Si-

cherheit der Auslandsvertretung, des Arbeitsschutzes oder der Beeinträchtigung 

des Dienstbetriebs. 

2. Mündliche Aufnahmegespräche und Tests sind in dem im Verfahren vorgesehenen 

Zeitraum durchzuführen. Schriftliche Tests finden zeitgleich statt; bei erheblicher 

Zeitverschiebung kann die Schulaufsichtsbehörde Ausnahmen zulassen. 

3. Die Eignungsfeststellung erfolgt bei einer Videoübertragung durch Lehrkräfte des 

Landes Berlin, ansonsten durch Lehrkräfte im Auslandsschuldienst, Fachkräfte des 

Goethe-Instituts oder Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Auslandsvertretung der 

Bundesrepublik Deutschland. Die mit der Durchführung beauftragten Personen 

sind in geeigneter Weise auf das Aufnahmeverfahren vorzubereiten und zu schulen. 

Außer in ausschließlich schriftlichen Prüfungen führen die für die Durchführung der 

Eignungsfeststellung eingesetzten Personen in der Regel nicht selbst die Aufsicht. 

4. Sofern die Eignungsfeststellung per Videoübertragung erfolgt, müssen die techni-

schen Möglichkeiten einen störungsfreien Austausch in Bild und Ton sicherstellen.  

5. Eine Aufzeichnung der Videoübertragung oder die Übertragung an Dritte ist nicht 

zulässig. 

6. Die Aufsicht führende Person protokolliert die Durchführung der Eignungsfeststel-

lung. Das Protokoll wird der Schulaufsichtsbehörde unverzüglich nach Abschluss 

des Aufnahmeverfahrens übersandt.“ 

 

c) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 8. 

 

 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

 

a) Nach Absatz 3 werden die folgenden Absätze 4 und 5 eingefügt: 

 

„(4) Die Eingangsfrequenz in SESB-Klassen beträgt in der Grundschule 24 bis höchs-

tens 26 Schülerinnen und Schüler. Bei der Einrichtung von Klassen an Schulen der Se-

kundarstufe I gilt die Frequenzvorgabe für die jeweilige Schulart entsprechend § 5 Ab-

satz 7 der Sekundarstufe I-Verordnung vom 31. März 2010 (GVBl. S. 175), die zuletzt 

durch Artikel 1 der Verordnung vom 17. Dezember 2021 (GVBl. S. 1390) geändert 
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worden ist, in der jeweils geltenden Fassung mit der Maßgabe, dass eine Reduzierung 

wegen des erhöhten Anteils von Schülerinnen und Schülern nichtdeutscher Herkunfts-

sprache nicht zulässig ist. 

 

(5) In allen neu einzurichtenden Klassen der Jahrgangsstufen 1 und 7 sind bis zwei 

Wochen vor Beginn der Sommerferien zwei Plätze ausschließlich für Kinder aus nach 

Berlin zuziehenden Familien freizuhalten, die sich nicht am regulären Anmeldeverfah-

ren beteiligen konnten. Die Vergabe dieser Plätze erfolgt bei nachgewiesener Eignung 

durch Los. Nicht in Anspruch genommene Plätze werden entsprechend der Nachrü-

ckerliste vergeben.“ 

 

b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 6. 

 

c) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 7 und wie folgt geändert: 

 

aa) In Satz 1 wird die Angabe „4“ durch die Angabe „6“ ersetzt. 

 

bb) In Satz 2 wird nach den Wörtern „Sprachgruppe nach“ das Wort „den“ eingefügt. 

 

cc) In Satz 6 wird die Angabe „4“ durch die Angabe „6“ ersetzt. 

 

d) Die bisherigen Absätze 6 bis 12 werden durch die folgenden Absätze 8 bis 16 ersetzt: 

 

„(8) Beim Übergang in die Jahrgangsstufe 7 wird die zweite, ab Jahrgangsstufe 5 un-

terrichtete, Fremdsprache bei der Bildung der Durchschnittsnote abweichend von § 24 

Absatz 2 Satz 6 der Grundschulverordnung mit dem Faktor 1 berücksichtigt. 

 

(9) In die Jahrgangsstufe 7 der SESB werden zunächst Schülerinnen und Schüler auf-

genommen, die aus der Jahrgangsstufe 6 eines Zuges der SESB mit derselben Part-

nersprachkombination aufgerückt sind. Nachrangig werden im Rahmen freier Plätze 

Schülerinnen und Schüler aufgenommen, die Deutsch und die jeweilige Partnerspra-

che auf einem Niveau beherrschen, das dem Anforderungsprofil der SESB entspricht, 

so dass eine erfolgreiche Teilnahme am Unterricht zu erwarten ist. Über die entspre-

chende Vorbildung ist in der Regel ein Nachweis in beiden Sprachen zu erbringen. Zur 

Feststellung der Kenntnisse in beiden Partnersprachen in den Fällen des Satzes 2 führt 

die Schule ein zu dokumentierendes Aufnahmegespräch durch, das durch weitere 

Nachweise und Überprüfungen ergänzt werden kann. 

 

(10) Schülerinnen und Schüler aus Grundschulklassen der SESB haben einen Anspruch 

auf Fortsetzung ihres Bildungsganges in der Sekundarstufe I der SESB, wenn für die 

Bildung einer Klasse eine Mindestfrequenz von 15 Schülerinnen und Schülern erreicht 

wird. Liegen die Voraussetzungen des Satzes 1 vor, werden in der Jahrgangsstufe 7 so 
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viele Klassen eingerichtet, wie erforderlich sind, um alle Schülerinnen und Schüler aus 

Grundschulklassen der SESB aufnehmen zu können, die ihren Bildungsgang in der je-

weiligen Sprachkombination fortsetzen wollen. Der Aufnahmeanspruch nach Satz 1 

setzt zudem voraus, dass im Rahmen des Anmeldeverfahrens für die Sekundarstufe I 

ein SESB-Standort als Erstwunschschule genannt wird und, wenn es mehrere SESB-

Standorte derselben Sprachkombination gibt, ein solcher auch als Zweitwunsch ange-

geben wird. Sofern der Bildungsgang auch am Gymnasium fortgesetzt werden kann, 

gilt für Schülerinnen und Schüler mit einer ausschließlichen Förderprognose für die In-

tegrierte Sekundarschule Satz 3 mit der Maßgabe, dass das Gymnasium nicht als 

Zweitwunsch angegeben werden muss. 

 

(11) Wird der Bildungsgang der SESB an zwei Integrierten Sekundarschulen oder Ge-

meinschaftsschulen einer Sprachkombination angeboten, werden bei einer Übernach-

frage zunächst ausschließlich Schülerinnen und Schüler aus Grundschulzügen der 

SESB berücksichtigt, die beide Schulen mit Erst- und Zweitwunsch gewählt haben. So-

fern dabei die Zahl der Erstwünsche von SESB-Schülerinnen und -Schülern die Kapazi-

täten einer Schule überschreitet, werden zunächst Kinder aufgenommen, deren Ge-

schwister denselben SESB-Standort besuchen. Die danach verbleibenden Schulplätze 

werden durch Los vergeben. Die nicht aufgenommenen Schülerinnen und Schüler er-

halten einen Schulplatz an dem als Zweitwunsch benannten SESB-Standort. 

 

(12) Wird der Bildungsgang der SESB an zwei Gymnasien einer Sprachkombination 

angeboten, werden bei einer Übernachfrage zunächst ausschließlich Schülerinnen und 

Schüler aus Grundschulzügen der SESB berücksichtigt, die beide Schulen mit Erst- und 

Zweitwunsch gewählt haben. Sofern dabei die Zahl der Erstwünsche von SESB-

Schülerinnen und -Schülern die Kapazitäten einer Schule überschreitet, werden zu-

nächst Kinder mit einer Förderprognose für das Gymnasium aufgenommen. Besteht 

danach weiterhin eine Übernachfrage, werden die Kinder aufgenommen, deren Ge-

schwister denselben SESB-Standort besuchen. Die danach verbleibenden Schulplätze 

werden nach der Durchschnittsnote der Förderprognose vergeben. Die nicht aufge-

nommenen Schülerinnen und Schüler erhalten einen Schulplatz an dem als Zweit-

wunsch benannten SESB-Standort. Sollte auch dort keine Aufnahme möglich sein, wird 

den Kindern ein Schulplatz an einer Integrierten Sekundarschule derselben Sprach-

kombination angeboten. 

 

(13) In die gymnasiale Oberstufe der SESB werden alle Schülerinnen und Schüler 

übernommen, die den gewählten Bildungsgang innerhalb der SESB mit derselben 

Partnersprachkombination fortsetzen wollen und die Voraussetzungen zum Besuch der 

gymnasialen Oberstufe erfüllen. Schülerinnen und Schüler der Integrierten Sekundar-

schule können den Bildungsgang der SESB auf Wunsch direkt in der Qualifikations-

phase fortsetzen, wenn sie die Zugangsvoraussetzungen für die Aufnahme in die Ein-

führungsphase erfüllen und die SESB in der Partnersprachkombination keine Einfüh-
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rungsphase anbietet oder diese nur in Verbindung mit einem beruflich orientierten Bil-

dungsangebot führt. Sie erhalten in diesem Fall das Recht auf einen zusätzlichen 

Rücktritt, der nicht auf die Höchstverweildauer und die zulässige Zahl der Rücktritte 

gemäß § 2 Absatz 5 und 6 der Verordnung über die gymnasiale Oberstufe vom 18. 

April 2007 (GVBl. S. 156), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 17. Dezem-

ber 2021 (GVBl. S. 1390) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung ange-

rechnet wird. 

 

(14) Eine Aufnahme in eine bereits eingerichtete Klasse der SESB ist nach Maßgabe 

freier Plätze möglich, wenn Schülerinnen und Schüler beide Sprachen der jeweiligen 

Sprachkombination so beherrschen, dass eine erfolgreiche Teilnahme am Unterricht 

zu erwarten ist. Zur Feststellung der Sprachkenntnisse führt die Schule ein zu dokumen-

tierendes Aufnahmegespräch durch, das durch weitere Nachweise und Überprüfungen 

ergänzt werden kann. Schülerinnen und Schüler, die die SESB bereits erfolgreich be-

sucht haben und wegen eines Aufenthalts im Ausland verlassen mussten, werden bei 

der Aufnahme vorrangig berücksichtigt, sofern sie die Voraussetzungen nach Satz 1 

erfüllen. 

 

(15) Schülerinnen und Schüler, die in die Schulanfangsphase aufgenommen werden, 

unterliegen einer Probezeit von zwei Schuljahren. In allen anderen Jahrgangsstufen 

beträgt die Probezeit ein Schuljahr. Die Probezeit für Schülerinnen und Schüler, die 

nach Absatz 14 Satz 1 während des Schuljahres aufgenommen werden, endet in der 

Regel abweichend von Satz 1 am Ende der Schulanfangsphase oder abweichend von 

Satz 2 am Ende des Schuljahres, in dem die Aufnahme erfolgte; in den Fällen, in de-

nen wegen der Kürze des Schulbesuchs keine Entscheidung über das Bestehen der 

Probezeit getroffen werden kann, verlängert sich die Probezeit um ein Schulhalbjahr. 

Am Ende der Probezeit entscheidet die Klassenkonferenz oder die Jahrgangskonfe-

renz über die endgültige Aufnahme. Ein Verbleib in der SESB ist nicht möglich, wenn 

ein erfolgreiches Durchlaufen des zweisprachigen Bildungsganges nicht zu erwarten 

ist. Dies ist regelmäßig der Fall, wenn entweder in beiden Partnersprachen nicht min-

destens ausreichende Leistungen erbracht werden oder in einer der Partnersprachen 

und in mindestens zwei weiteren Fächern mangelhafte oder ungenügende Leistungen 

vorliegen oder der Schulbesuch zu einer dauerhaften Überforderung der Schülerin 

oder des Schülers führen würde. In den Fällen des Satzes 5 ist ein Wechsel in einen 

Regelzug erforderlich. Im Rahmen der organisatorischen Möglichkeiten soll dabei ein 

Schulwechsel vermieden werden. 

 

(16) Bei Schülerinnen und Schülern mit einer anderen nichtdeutschen Partnersprache 

als Englisch oder Französisch, die den Bildungsgang der SESB verlassen, wird Eng-

lisch zur ersten Fremdsprache. Eine Entscheidung der Schulaufsichtsbehörde über den 

Wechsel der Fremdsprache oder der Fremdsprachenfolge ist in diesen Fällen nicht er-
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forderlich. Die Schülerinnen und Schüler und ihre Erziehungsberechtigten sind jedoch 

über mögliche Konsequenzen zu beraten.“ 

 

 

3. § 4 wird wie folgt geändert: 

 

 a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

 

„(1) Die Aufnahme erfolgt in den Jahrgangsstufen 5 und 7. In der Jahrgangsstufe 5 

werden bis zu drei Züge eingerichtet.“ 

 

 b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

 

„(2) Voraussetzungen für die Aufnahme in die Jahrgangsstufe 5 sind eine Förderprog-

nose für das Gymnasium sowie mindestens gute Leistungen im Fach Deutsch und in 

einem standardisierten Aufnahmegespräch, in dem zu zwei Dritteln die sprachlichen 

und zu einem Drittel die mathematischen Kenntnisse der Schülerinnen und Schüler 

geprüft werden. Schülerinnen und Schüler absolvieren dieses Gespräch erfolgreich, 

wenn sie insgesamt mindestens 50 Prozent der möglichen Leistung erbringen.“ 

 

c) Absatz 7 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

 

„Die Aufnahme erfordert die Zustimmung der Leiterin oder des Leiters der französi-

schen Verwaltung an der Schule.“ 

 

 

4. In § 7 Absatz 3 Satz 6 wird die Angabe „, selbständig“ gestrichen. 

 

 

5. § 8 wird wie folgt geändert: 

 

a) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

 

„Schülerinnen und Schüler in paralympischen Sportarten werden nach ihrer individuel-

len Entwicklung und den sportartbezogenen Anforderungen jahrgangsstufenunabhän-

gig aufgenommen.“ 

 

b) Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 

 

„(6) Für die Aufnahme in eine bereits eingerichtete Klasse gelten die Absätze 3 und 4 

entsprechend.“ 
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c) In Absatz 8 Satz 2 Nummer 3 werden nach dem Wort „Konsum“ die Wörter „oder die 

Weitergabe“ eingefügt. 

 

 

6. In § 15 Absatz 2 Satz 6 wird die Angabe „, selbständig“ gestrichen. 

 

 

Artikel 2 

 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 7. Februar 2022 in Kraft. 
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A. Begründung: 

 

a) Allgemeines 

 

Die Verordnung legt ausdrücklich fest, dass bereits im Rahmen der Eignungsfeststellung für 

den Besuch von Schulen besonderer pädagogischer Prägung behinderungsspezifische Be-

lange vollumfänglich zu berücksichtigen sind, und regelt die Aufnahme von Schülerinnen und 

Schülern an den Eliteschulen des Sports in paralympischen Sportarten. Darüber hinaus wer-

den Alternativen zu den in Berlin durchgeführten Testverfahren für die Fälle beschrieben, in 

denen Schülerinnen und Schüler durch außergewöhnliche Umstände objektiv daran gehindert 

sind, an einem Test vor Ort teilzunehmen. Die Änderungen berücksichtigen zudem Entwicklun-

gen in den bestehenden schulischen Angeboten, bereinigen begriffliche Ungenauigkeiten zwi-

schen dem Regelungstext und der Förderprognose für den Übergang in die Jahrgangsstufe 5, 

systematisieren das Regelungsgefüge für das Aufnahmeverfahren an die Staatliche Europa-

schule Berlin insgesamt und regeln den Übergang in die Jahrgangsstufe 7 teilweise neu. 

 

b) Einzelbegründung 

 

Zu Artikel 1 (Änderung der Verordnung über die Aufnahme in Schulen besonderer pädagogi-

scher Prägung) 

 

Zu Nummer 1 (§ 2): 

 

Die Ergänzung in Absatz 2 soll sicherstellen, dass die Eignungsprüfungen bei Bedarf barriere-

frei gestaltet werden, um geeigneten Schülerinnen und Schülern mit Behinderungen oder mit 

sonderpädagogischem Förderbedarf den gleichrangigen Zugang zu gewährleisten. Im Einzel-

fall sind angemessene Vorkehrungen im Sinne von § 5 des Landesgleichberechtigungsgeset-

zes zu gewähren. In der Praxis setzt dies voraus, dass etwaige Bedarfe im Rahmen der An-

meldung von den Erziehungsberechtigten rechtzeitig glaubhaft gemacht werden, damit sich 

die betreffende Schule darauf vorbereiten kann. Der Einsatz von Hilfsmitteln dient dem Aus-

gleich von Nachteilen im Sinne des § 58 Absatz 8 des Schulgesetzes; er darf Nachteile dem-

entsprechend nicht überkompensieren. Mit den neuen Absätzen 6 und 7 werden die Voraus-

setzungen festgelegt, die erforderlich sind, um die Eignungsfeststellung für den Besuch einer 

Schule besonderer pädagogischer Prägung auch an einem anderen Ort durchführen zu kön-

nen. Die aktuellen pandemiebedingten Einschränkungen haben exemplarisch aufgezeigt, 

dass ohne eine solche Möglichkeit Kinder vom Besuch dieser Schulen faktisch ausgeschlossen 

bleiben würden. Ein entsprechendes Angebot setzt voraus, dass besondere Umstände vorlie-

gen, die eine Durchführung des Tests in Berlin nicht möglich machen oder so wesentlich er-

schweren, dass eine damit verbundene Anreise unzumutbar wäre. Dies kann durch äußere 

Umstände bedingt sein (z. B. Quarantänevorschriften), aber auch durch gravierende, in der 

Person der Schülerin oder des Schülers liegende Beeinträchtigungen (z. B. eine nachgewiese-

ne Erkrankung, die mit einer eingeschränkten Transportfähigkeit verbunden ist, entweder bei 
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der Schülerin oder dem Schüler selbst oder einem Familienmitglied, dessen Begleitung erfor-

derlich ist). Um sicherzustellen, dass die außerhalb Berlins durchgeführten Aufnahmeverfahren 

mit den in Berlin durchgeführten Verfahren vollständig vergleichbar sind, werden dafür die 

wesentlichen Voraussetzungen bestimmt, die - neben allgemeinen Bestimmungen, die sich 

insbesondere aus der Datenschutz-Grundverordnung ergeben - einzuhalten sind. Die Über-

sendung des Protokolls an die Berliner Schulaufsichtsbehörde erfolgt je nach Konstellation vor 

Ort durch eine mit der Durchführung der Eignungsfeststellung beauftragte Person; dies kann 

auch die Protokollantin oder der Protokollant sein. Die näheren Regelungen werden durch 

Verwaltungsvorschriften festgelegt; dies betrifft auch die Verwendung einheitlicher Formulare.  

 

Zu Nummer 2 (§ 3): 

 

Die meisten Änderungen verschieben einzelne Bestimmungen innerhalb des bestehenden Re-

gelungsgefüges, um das komplexe Aufnahmeverfahren besser zu systematisieren und dadurch 

anschaulicher abzubilden. Die inhaltlichen Änderungen beziehungsweise Ergänzungen be-

schränken sich auf die (neuen) Absätze 11, 12 und 16. In den Absätzen 11 und 12 wird das 

Auswahlverfahren beim Übergang in die Sekundarstufe I neu geregelt. Eine Neugliederung 

wird erforderlich, weil in einer Partnersprachkombination (Englisch) erstmals zwei Gymnasien 

angewählt werden können; bisher gab es diese Konstellation (zwei Schulen derselben Schul-

art) nur an Integrierten Sekundarschulen. Da für die Aufnahme an Gymnasien andere Kriterien 

gelten als an Integrierten Sekundarschulen, wird für jede dieser Konstellationen ein separater 

Absatz formuliert. Gleichzeitig ändern sich die Auswahlkriterien, wenn mehr als eine Integrierte 

Sekundarschule gewählt werden kann. Die erstmals im Aufnahmeverfahren für das Schuljahr 

2021/2022 eingeführte Regelung, wonach 60 Prozent der Plätze nach der Durchschnittsnote 

der Förderprognose vergeben werden, hat sich nicht bewährt. Diese Regelung führt faktisch zu 

einer leistungshomogenen Zusammensetzung der Schülerschaft, die weder mit dem Gesamt-

konzept der SESB vereinbar ist, noch mit dem Anspruch der Integrierten Sekundarschule als 

einer Schule für alle. Der neue Absatz 16 befreit Schülerinnen und Schüler der SESB von den 

Vorgaben der schulstufenspezifischen Verordnungen hinsichtlich der Belegung von Fremd-

sprachen. Diese machen einen Wechsel der Fremdsprache entweder faktisch unmöglich (§ 11 

Absatz 1 Satz 4 der Grundschulverordnung) oder knüpfen einen Wechsel der Fremdsprachen-

folge an die Entscheidung der Schulaufsichtsbehörde (§ 11 Absatz 2 der Sekundarstufe I-

Verordnung). Beide Bestimmungen eignen sich für SESB nur bedingt, weil sie gegen den 

schulgesetzlichen Grundsatz zur Durchlässigkeit zwischen den Bildungsgängen bei Schülerin-

nen und Schülern verstoßen, die ihre erste Fremdsprache an keiner Schule in Regelform fort-

setzen können. Die Schulaufsichtsbehörde wird durch diese Regelung entlastet, weil sie in die-

sen Fällen nicht mehr rein formal über die Zulassung des Wechsels der Fremdsprachenfolge 

entscheiden muss, bei der ohnehin kein Ermessensspielraum bestand.  
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Zu Nummer 3 (§ 4): 

 

Die geänderte Begrifflichkeit in Absatz 2 beschreibt den Inhalt des Auswahlverfahrens präzi-

ser. Da das Französische Gymnasium eine öffentliche Schule des Landes Berlin ist, muss die 

deutsche Schulleiterin oder der deutsche Schulleiter über die Aufnahme entscheiden. Ange-

sichts der engen Zusammenarbeit mit dem französischen Auslandsschuldienst, der auch einen 

großen Teil der Lehrkräfte finanziert und maßgeblichen Einfluss auf die Gestaltung der Rah-

menlehrpläne hat, ist bei Aufnahmeentscheidungen außerhalb der landesweiten Übergangs-

verfahren (in den Jahrgangsstufen 5 und 7) jedoch weiterhin die Leiterin oder der Leiter der 

französischen Verwaltung („le Proviseur“) umfänglich einzubeziehen.  

 

Zu den Nummern 4 und 6 (§§ 7, 15): 

 

Durch diese redaktionelle Anpassung stimmt die Formulierung wieder mit der im Anmeldever-

fahren verwendeten Förderprognose zum Übergang in die Sekundarstufe I (Jahrgangsstufe 5) 

überein. 

 

Zu Nummer 5 (§ 8): 

 

Die Ergänzungen regeln in den Absätzen 2 und 6 die Aufnahme von Schülerinnen und Schü-

lern in paralympischen Sportarten. Wegen der sehr unterschiedlich ausgeprägten Beeinträch-

tigungen gibt es bei Schülerinnen und Schülern, die paralympischen Sport auf einem hohen 

Leistungsniveau betreiben, keinen allgemein „günstigen“ Zeitpunkt für eine Aufnahme. Maß-

gebend müssen vielmehr die jeweiligen individuellen Voraussetzungen sein. Die Ergänzung in 

Absatz 8 weitet den Anwendungsbereich dahingehend aus, dass nicht nur Schülerinnen und 

Schüler, die verbotswidrig dopen, die Sporteliteschulen verlassen müssen, sondern auch sol-

che, die entsprechende Substanzen mit oder ohne Gewinnabsicht weitergeben. 

 

Zu Artikel 2 (Inkrafttreten) 

 

Diese Vorschrift regelt das Inkrafttreten der Verordnung. Das Inkrafttreten der die Aufnahme in 

Schulen der Sekundarstufe I betreffenden Regelungen vor Beginn der Anmeldezeiträume (Be-

ginn am 8. Februar 2022) ist erforderlich, um das Verfahren rechtssicher durchführen zu kön-

nen. 

 

 

B. Rechtsgrundlage: 

 

§ 18 Absatz 3 in Verbindung mit § 15 Absatz 4, § 20 Absatz 8, § 27, § 39, § 54 Absatz 7 und 

§ 56 Absatz 9 des Schulgesetzes für das Land Berlin vom 26. Januar 2004 (GVBl. S. 26), das 

zuletzt durch Gesetz vom 27. September 2021 (GVBl. S. 1125) geändert worden ist. 
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C. Kostenauswirkungen auf Privathaushalte und/oder Wirtschaftsunternehmen:  

Keine. 

 

 

D. Gesamtkosten: 

Keine. 

 

 

E. Auswirkungen auf die Zusammenarbeit mit dem Land Brandenburg:  

Keine. 

 

 

F. Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung: 

 a) Auswirkungen auf Einnahmen und Ausgaben: 

 Keine. 

b) Personalwirtschaftliche Auswirkungen: 

   Keine. 

 

 

 

Berlin, den 24. Februar 2022 

 

 

 

Astrid-Sabine Busse 

Senatorin für Bildung,  

Jugend und Familie 
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Anlage zur Vorlage an  

das Abgeordnetenhaus 

 

I. Gegenüberstellung der Verordnungstexte 

 

      ALT                 NEU 

 

Verordnung über die Aufnahme in Schulen beson-

derer pädagogischer Prägung 

 

 

Neunte Verordnung zur Änderung der Verordnung 

über die Aufnahme in Schulen besonderer päda-

gogischer Prägung 

 

 

§ 2 

Grundsätze 

 

(3) Soweit für die Aufnahme in Schulen besonderer 

pädagogischer Prägung in Teil II nichts anderes 

festgelegt ist, erfordert die Aufnahme auch bei 

freien Kapazitäten die Eignung der Schülerinnen und 

Schüler für das spezifische Angebot der jeweiligen 

Schule. Unter gleichrangig geeigneten Bewerberin-

nen und Bewerbern entscheidet bei Übernachfrage 

das Los. Die Aufnahme erfolgt im Rahmen standar-

disierter Verfahren, deren Ergebnisse zu dokumen-

tieren sind. 

 

 

§ 2 

Grundsätze 

 

(3) Soweit für die Aufnahme in Schulen besonderer 

pädagogischer Prägung in Teil II nichts anderes 

festgelegt ist, erfordert die Aufnahme auch bei 

freien Kapazitäten die Eignung der Schülerinnen und 

Schüler für das spezifische Angebot der jeweiligen 

Schule. Unter gleichrangig geeigneten Bewerberin-

nen und Bewerbern entscheidet bei Übernachfrage 

das Los. Die Aufnahme erfolgt im Rahmen standar-

disierter Verfahren, deren Ergebnisse zu dokumen-

tieren sind. Die Überprüfung der Eignung nach Satz 

1 ist für Schülerinnen und Schüler mit Behinderun-

gen, Erkrankungen und vergleichbaren Beeinträchti-

gungen barrierefrei zu gestalten. Die Nutzung be-

hinderungsbedingter Hilfsmittel ist bei Bedarf zu 

ermöglichen und angemessene Vorkehrungen sind 

zu treffen. 

 

(6) Der Nachweis zur Eignung zum Besuch einer 

Schule besonderer pädagogischer Prägung kann, 

soweit dies organisatorisch möglich ist, bei Vorlie-

gen besonderer Umstände an einem anderen Ort 

erbracht werden; dies ist bei der Aufnahme in die 

Jahrgangsstufen 5 und 7 auch online per Video-

übertragung zulässig. Besondere Umstände im Sin-

ne von Satz 1 liegen vor, wenn es für die Schülerin 

oder den Schüler unmöglich oder unzumutbar ist, 

am Aufnahmeverfahren in Berlin teilzunehmen, ins-
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besondere bei staatlichen Reisewarnungen oder 

gesundheitlich bedingten Reiseeinschränkungen. 

Über den Antrag entscheidet die Schulaufsichtsbe-

hörde. Der Antrag ist in der Regel bei der Aufnahme 

in die Jahrgangsstufe 1 während des Anmeldezeit-

raums, bei der Aufnahme in die Jahrgangsstufen 5 

und 7 sechs Wochen vor dem Beginn des Anmelde-

zeitraums zu stellen. Unabhängig vom Ort der 

Durchführung ist der in Berlin eingesetzte Test zu 

verwenden oder das standardisierte Aufnahmege-

spräch entsprechend durchzuführen, soweit in Teil II 

nichts Anderes festgelegt ist. 

 

(7) Bei der Durchführung des Aufnahmeverfahrens 

an einem anderen Ort sind die nachstehenden Be-

dingungen zu erfüllen: 

1.Die Eignungsfeststellung erfolgt an einer Deut-

schen Auslandsschule oder an einem Goethe-

Institut. Sofern keine solche Einrichtung besteht 

und öffentliche Interessen nicht entgegenstehen, 

kann die Eignungsfeststellung auch an einer dip-

lomatischen oder konsularischen Vertretung der 

Bundesrepublik Deutschland im Ausland erfol-

gen. Entgegenstehende öffentliche Interessen 

sind insbesondere solche der Sicherheit der Aus-

landsvertretung, des Arbeitsschutzes oder der 

Beeinträchtigung des Dienstbetriebs. 

2.Mündliche Aufnahmegespräche und Tests sind in 

dem im Verfahren vorgesehenen Zeitraum 

durchzuführen. Schriftliche Tests finden zeitgleich 

statt; bei erheblicher Zeitverschiebung kann die 

Schulaufsichtsbehörde Ausnahmen zulassen. 

3.Die Eignungsfeststellung erfolgt bei einer Video-

übertragung durch Lehrkräfte des Landes Ber-

lins, ansonsten durch Lehrkräfte im Auslands-

schuldienst, Fachkräfte des Goethe-Instituts oder 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Auslands-

vertretung der Bundesrepublik Deutschland. Die 

mit der Durchführung beauftragten Personen 

sind in geeigneter Weise auf das Aufnahmever-

fahren vorzubereiten und zu schulen. Außer in 

ausschließlich schriftlichen Prüfungen führen die 

für die Durchführung der Eignungsfeststellung 

eingesetzte Personen in der Regel nicht selbst 

die Aufsicht. 
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4.Sofern die Eignungsfeststellung per Videoüber-

tragung erfolgt, müssen die technischen Mög-

lichkeiten einen störungsfreien Austausch in Bild 

und Ton sicherstellen.  

5.Eine Aufzeichnung der Videoübertragung oder 

die Übertragung an Dritte ist nicht zulässig. 

6.Die Aufsicht führende Person protokolliert die 

Durchführung der Eignungsfeststellung. Das Pro-

tokoll wird der Schulaufsichtsbehörde unverzüg-

lich nach Abschluss des Aufnahmeverfahrens 

übersandt. 

 

 

§ 3 

Staatliche Europa-Schule Berlin (SESB) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(4) Die SESB nimmt im Rahmen der Einschulung 

ausschließlich Kinder auf, die Deutsch oder die je-

weilige nichtdeutsche Sprache altersgemäß wie 

eine Muttersprache beherrschen sowie bilinguale 

 

§ 3 

Staatliche Europa-Schule Berlin (SESB) 

 

(4) Die Eingangsfrequenz in SESB-Klassen beträgt in 

der Grundschule 24 bis höchstens 26 Schülerinnen 

und Schüler. Bei der Einrichtung von Klassen an 

Schulen der Sekundarstufe I gilt die Frequenzvorga-

be für die jeweilige Schulart entsprechend § 5 Ab-

satz 7 der Sekundarstufe I-Verordnung vom 31. 

März 2010 (GVBl. S. 175), die zuletzt durch Artikel 1 

der Verordnung vom 17. Dezember 2021 (GVBl. S. 

1390) geändert worden ist, in der jeweils geltenden 

Fassung mit der Maßgabe, dass eine Reduzierung 

wegen des erhöhten Anteils von Schülerinnen und 

Schülern nichtdeutscher Herkunftssprache nicht zu-

lässig ist. 

 

(5) In allen neu einzurichtenden Klassen der Jahr-

gangsstufen 1 und 7 sind bis zwei Wochen vor Be-

ginn der Sommerferien zwei Plätze ausschließlich für 

Kinder aus nach Berlin zuziehenden Familien freizu-

halten, die sich nicht am regulären Anmeldeverfah-

ren beteiligen konnten. Die Vergabe dieser Plätze 

erfolgt bei nachgewiesener Eignung durch Los. Nicht 

in Anspruch genommene Plätze werden entspre-

chend der Nachrückerliste vergeben. 

 

(6) Die SESB nimmt im Rahmen der Einschulung 

ausschließlich Kinder auf, die Deutsch oder die je-

weilige nichtdeutsche Sprache altersgemäß wie 

eine Muttersprache beherrschen sowie bilinguale 
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Kinder, die die Voraussetzungen nach Satz 10 

Nummer 3 erfüllen (Mindesteignung). Beide Spra-

chen sind gleichberechtigte Partnersprachen. Die 

erforderlichen sprachlichen Kompetenzen sind in 

einer von der Schulaufsichtsbehörde einheitlich ge-

nehmigten Überprüfung nachzuweisen. Maßgeblich 

sind die zum Zeitpunkt der Überprüfung festgestell-

ten Sprachkenntnisse. Die Überprüfung der mutter-

sprachlichen Kenntnisse erfolgt durch die SESB. Je 

nachdem, welche Sprache als Muttersprache ange-

geben wird, erfolgt die Überprüfung in einem in 

Deutsch oder in der nichtdeutschen Partnersprache 

geführten Test; bei Kindern, die als bilingual ange-

meldet wurden, erfolgt sie in beiden Unterrichts-

sprachen. Das Testergebnis eines Standorts gilt für 

alle Standorte derselben Sprachkombination. Die 

Wiederholung des Tests ist unzulässig. Mutter-

sprachliche Kenntnisse hat, wer im Test mindestens 

80 Prozent der möglichen Punkte erreicht, annä-

hernd muttersprachliche Kenntnisse hat, wer mindes-

tens 60 Prozent der möglichen Punkte erreicht. Kin-

der, die im Test die Mindesteignung nachgewiesen 

haben, werden entsprechend ihrer sprachlichen 

Kompetenz in eine der folgenden Sprachgruppen 

eingeteilt:  

1. Kinder, die die deutsche Sprache auf mutter-

sprachlichem Niveau beherrschen,  

2. Kinder, die die nichtdeutsche Partnersprache 

auf muttersprachlichem Niveau beherrschen und  

3. Kinder, die eine Partnersprache auf mutter-

sprachlichem Niveau und die andere Sprache auf 

mindestens annähernd muttersprachlichem Niveau 

im Sinne von Satz 9 beherrschen (bilinguale Kin-

der).  

Für jede Sprachgruppe stehen grundsätzlich gleich 

viele Plätze zur Verfügung. Plätze, die innerhalb 

einer Sprachgruppe nicht vergeben werden, werden 

den beiden jeweils anderen Sprachgruppen gleich-

ermaßen zugeordnet. Zur Verfügung stehende Plät-

ze, die im Rahmen der Aufteilung gemäß Absatz 11 

Satz 1 und 3 nicht gleichmäßig auf alle Sprach-

gruppen verteilt werden können, werden unter allen 

danach verbliebenen geeigneten Bewerberinnen 

und Bewerbern durch Los vergeben. 

 

Kinder, die die Voraussetzungen nach Satz 10 

Nummer 3 erfüllen (Mindesteignung). Beide Spra-

chen sind gleichberechtigte Partnersprachen. Die 

erforderlichen sprachlichen Kompetenzen sind in 

einer von der Schulaufsichtsbehörde einheitlich ge-

nehmigten Überprüfung nachzuweisen. Maßgeblich 

sind die zum Zeitpunkt der Überprüfung festgestell-

ten Sprachkenntnisse. Die Überprüfung der mutter-

sprachlichen Kenntnisse erfolgt durch die SESB. Je 

nachdem, welche Sprache als Muttersprache ange-

geben wird, erfolgt die Überprüfung in einem in 

Deutsch oder in der nichtdeutschen Partnersprache 

geführten Test; bei Kindern, die als bilingual ange-

meldet wurden, erfolgt sie in beiden Unterrichts-

sprachen. Das Testergebnis eines Standorts gilt für 

alle Standorte derselben Sprachkombination. Die 

Wiederholung des Tests ist unzulässig. Mutter-

sprachliche Kenntnisse hat, wer im Test mindestens 

80 Prozent der möglichen Punkte erreicht, annä-

hernd muttersprachliche Kenntnisse hat, wer mindes-

tens 60 Prozent der möglichen Punkte erreicht. Kin-

der, die im Test die Mindesteignung nachgewiesen 

haben, werden entsprechend ihrer sprachlichen 

Kompetenz in eine der folgenden Sprachgruppen 

eingeteilt:  

1. Kinder, die die deutsche Sprache auf mutter-

sprachlichem Niveau beherrschen,  

2. Kinder, die die nichtdeutsche Partnersprache 

auf muttersprachlichem Niveau beherrschen und  

3. Kinder, die eine Partnersprache auf mutter-

sprachlichem Niveau und die andere Sprache auf 

mindestens annähernd muttersprachlichem Niveau 

im Sinne von Satz 9 beherrschen (bilinguale Kin-

der).  

Für jede Sprachgruppe stehen grundsätzlich gleich 

viele Plätze zur Verfügung. Plätze, die innerhalb 

einer Sprachgruppe nicht vergeben werden, werden 

den beiden jeweils anderen Sprachgruppen gleich-

ermaßen zugeordnet. Zur Verfügung stehende Plät-

ze, die im Rahmen der Aufteilung gemäß Absatz 11 

Satz 1 und 3 nicht gleichmäßig auf alle Sprach-

gruppen verteilt werden können, werden unter allen 

danach verbliebenen geeigneten Bewerberinnen 

und Bewerbern durch Los vergeben. 
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(5) Übersteigt die Zahl geeigneter Anmeldungen die 

der verfügbaren Plätze, erfolgt die Auswahl getrennt 

nach den drei Sprachgruppen des Absatzes 4 Satz 

10. Die Aufnahme richtet sich in jeder Sprachgruppe 

nach folgenden Kriterien in abgestufter Rangfolge:  

1. Kinder, deren Geschwister sich bereits an dem-

selben Standort in der SESB befinden oder an ei-

nem anderen SESB-Grundschulstandort in dersel-

ben Sprachkombination unterrichtet werden,  

2. Kinder, die gemäß § 42 Absatz 1 des Schulge-

setzes schulpflichtig werden und Kinder, die nach 

einer Rückstellung gemäß § 42 Absatz 3 des 

Schulgesetzes angemeldet werden.  

Unter gleichrangig geeigneten Bewerberinnen und 

Bewerbern entscheidet innerhalb des jeweiligen 

Kontingents das Los. Geeignete Kinder, die noch 

nicht in Berlin wohnen, werden im Aufnahmeverfah-

ren berücksichtigt, wenn ihre Erziehungsberechtigten 

glaubhaft machen, dass sie spätestens zwei Wochen 

vor Unterrichtsbeginn in Berlin ihren Wohnsitz be-

gründen. Die Aufnahme dieser Kinder erfolgt unter 

der auflösenden Bedingung, dass spätestens zwei 

Wochen vor Unterrichtsbeginn ein Wohnsitz in Berlin 

nachgewiesen wird. Erfolgt kein fristgerechter 

Nachweis, werden diese Plätze entsprechend der 

Nachrückerliste für die jeweilige Sprachgruppe nach 

Absatz 4 Satz 10 vergeben. 

 

(6) Schülerinnen und Schüler aus Grundschulklassen 

der SESB haben einen Anspruch auf Fortsetzung 

ihres Bildungsganges in der Sekundarstufe I der 

SESB, wenn für die Bildung einer Klasse eine Min-

destfrequenz von 15 Schülerinnen und Schülern er-

reicht wird. Liegen die Voraussetzungen des Satzes 

1 vor, werden in der Jahrgangsstufe 7 so viele Klas-

sen eingerichtet, wie erforderlich sind, um alle Schü-

lerinnen und Schüler aus Grundschulklassen der 

SESB aufnehmen zu können, die ihren Bildungsgang 

in der jeweiligen Sprachkombination fortsetzen wol-

len. Der Aufnahmeanspruch nach Satz 1 setzt zu-

dem voraus, dass im Rahmen des Anmeldeverfah-

rens für die Sekundarstufe I ein SESB-Standort als 

Erstwunschschule genannt wird und, wenn es mehre-

re SESB-Standorte derselben Sprach-kombination 

gibt, ein solcher auch als Zweitwunsch angegeben 

(7) Übersteigt die Zahl geeigneter Anmeldungen die 

der verfügbaren Plätze, erfolgt die Auswahl getrennt 

nach den drei Sprachgruppen des Absatzes 6 Satz 

10. Die Aufnahme richtet sich in jeder Sprachgruppe 

nach den folgenden Kriterien in abgestufter Rang-

folge:  

1. Kinder, deren Geschwister sich bereits an dem-

selben Standort in der SESB befinden oder an ei-

nem anderen SESB-Grundschulstandort in dersel-

ben Sprachkombination unterrichtet werden,  

2. Kinder, die gemäß § 42 Absatz 1 des Schulge-

setzes schulpflichtig werden und Kinder, die nach 

einer Rückstellung gemäß § 42 Absatz 3 des 

Schulgesetzes angemeldet werden.  

Unter gleichrangig geeigneten Bewerberinnen und 

Bewerbern entscheidet innerhalb des jeweiligen 

Kontingents das Los. Geeignete Kinder, die noch 

nicht in Berlin wohnen, werden im Aufnahmeverfah-

ren berücksichtigt, wenn ihre Erziehungsberechtigten 

glaubhaft machen, dass sie spätestens zwei Wochen 

vor Unterrichtsbeginn in Berlin ihren Wohnsitz be-

gründen. Die Aufnahme dieser Kinder erfolgt unter 

der auflösenden Bedingung, dass spätestens zwei 

Wochen vor Unterrichtsbeginn ein Wohnsitz in Berlin 

nachgewiesen wird. Erfolgt kein fristgerechter 

Nachweis, werden diese Plätze entsprechend der 

Nachrückerliste für die jeweilige Sprachgruppe nach 

Absatz 6 Satz 10 vergeben. 
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wird. Sofern der Bildungsgang auch am Gymnasium 

fortgesetzt werden kann, gilt für Schülerinnen und 

Schüler mit einer ausschließlichen Förderprognose 

für die Integrierte Sekundarschule Satz 3 mit der 

Maßgabe, dass das Gymnasium nicht als Zweit-

wunsch angegeben werden muss. 

 

(7) Beim Übergang in die Jahrgangsstufe 7 wird die 

zweite - ab Jahrgangsstufe 5 unterrichtete - Fremd-

sprache bei der Bildung der Durchschnittsnote ab-

weichend von § 24 Absatz 2 Satz 6 der Grundschul-

verordnung mit dem Faktor 1 berücksichtigt. In die 

Jahrgangsstufe 7 der SESB werden zunächst Schüle-

rinnen und Schüler aufgenommen, die aus der Jahr-

gangsstufe 6 eines Zuges der SESB mit derselben 

Partnersprachkombination aufgerückt sind. Nach-

rangig werden im Rahmen freier Plätze Schülerinnen 

und Schüler aufgenommen, die Deutsch und die 

jeweilige Partnersprache auf einem Niveau beherr-

schen, das dem Anforderungsprofil der SESB ent-

spricht, so dass eine erfolgreiche Teilnahme am 

Unterricht zu erwarten ist. Über die entsprechende 

Vorbildung ist in der Regel ein Nachweis in beiden 

Sprachen zu erbringen. Zur Feststellung der Kennt-

nisse in beiden Partnersprachen in den Fällen des 

Satzes 3 führt die Schule ein zu dokumentierendes 

Aufnahmegespräch durch, das durch weitere Nach-

weise und Überprüfungen ergänzt werden kann. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(8) Beim Übergang in die Jahrgangsstufe 7 wird die 

zweite, ab Jahrgangsstufe 5 unterrichtete, Fremd-

sprache bei der Bildung der Durchschnittsnote ab-

weichend von § 24 Absatz 2 Satz 6 der Grundschul-

verordnung mit dem Faktor 1 berücksichtigt. 

 

(9) In die Jahrgangsstufe 7 der SESB werden zu-

nächst Schülerinnen und Schüler aufgenommen, die 

aus der Jahrgangsstufe 6 eines Zuges der SESB mit 

derselben Partnersprachkombination aufgerückt 

sind. Nachrangig werden im Rahmen freier Plätze 

Schülerinnen und Schüler aufgenommen, die 

Deutsch und die jeweilige Partnersprache auf einem 

Niveau beherrschen, das dem Anforderungsprofil 

der SESB entspricht, so dass eine erfolgreiche Teil-

nahme am Unterricht zu erwarten ist. Über die ent-

sprechende Vorbildung ist in der Regel ein Nach-

weis in beiden Sprachen zu erbringen. Zur Feststel-

lung der Kenntnisse in beiden Partnersprachen in 

den Fällen des Satzes 2 führt die Schule ein zu do-

kumentierendes Aufnahmegespräch durch, das 

durch weitere Nachweise und Überprüfungen er-

gänzt werden kann. 

 

(10) Schülerinnen und Schüler aus Grundschulklas-

sen der SESB haben einen Anspruch auf Fortsetzung 

ihres Bildungsganges in der Sekundarstufe I der 

SESB, wenn für die Bildung einer Klasse eine Min-

destfrequenz von 15 Schülerinnen und Schülern er-

reicht wird. Liegen die Voraussetzungen des Satzes 

1 vor, werden in der Jahrgangsstufe 7 so viele Klas-

sen eingerichtet, wie erforderlich sind, um alle Schü-

lerinnen und Schüler aus Grundschulklassen der 

SESB aufnehmen zu können, die ihren Bildungsgang 

in der jeweiligen Sprachkombination fortsetzen wol-

len. Der Aufnahmeanspruch nach Satz 1 setzt zu-

dem voraus, dass im Rahmen des Anmeldeverfah-

rens für die Sekundarstufe I ein SESB-Standort als 
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(8) Sofern der Bildungsgang der SESB in der Jahr-

gangsstufe 7 an mehreren Schulen angeboten wird, 

werden zunächst Schülerinnen und Schüler mit dem 

Erstwunsch und danach Schülerinnen und Schüler 

mit dem Zweitwunsch berücksichtigt. Die Aufnahme 

an einem Gymnasium erfolgt dabei nach den fol-

genden Kriterien in abgestufter Rangfolge:  

1. Schülerinnen und Schüler aus Grundschulklas-

sen der SESB mit einer Förderprognose für das 

Gymnasium, 

2. Schülerinnen und Schüler anderer Schulen mit 

einer Förderprognose für das Gymnasium und ei-

nem den Schülerinnen und Schülern der SESB ver-

gleichbaren Sprachstand in der jeweiligen Part-

nersprachkombination und 

3. Schülerinnen und Schüler aus Grundschulklas-

sen der SESB ohne eine Förderprognose für das 

Gymnasium.  

Können innerhalb einer Gruppe nicht alle Schülerin-

nen und Schüler aufgenommen werden, werden in 

der betreffenden Gruppe zunächst Schülerinnen und 

Schüler berücksichtigt, die ein Geschwisterkind ha-

ben, das dieselbe Schule besucht; danach erfolgt 

die Aufnahme entsprechend der Durchschnittsnote 

der Förderprognose. Wird der Bildungsgang der 

SESB an zwei Integrierten Sekundarschulen oder 

Gemeinschaftsschulen einer Sprachkombination 

angeboten, werden bei einer Übernachfrage ab-

weichend von Satz 1 zunächst ausschließlich Schü-

lerinnen und Schüler aus Grundschulzügen der SESB 

berücksichtigt, die beide Schulen mit Erst- und 

Zweitwunsch gewählt haben. Sofern dabei die Zahl 

der Erstwünsche von SESB-Schülerinnen und -

Schülern die Kapazitäten einer Schule überschreitet, 

werden zunächst Kinder aufgenommen, deren Ge-

schwister denselben SESB-Standort besuchen. 70 

Prozent der danach verbleibenden Schulplätze 

werden nach der Durchschnittsnote der Förderprog-

nose vergeben, die übrigen Plätze durch Los. Die 

nicht aufgenommenen Schülerinnen und Schüler 

erhalten einen Schulplatz an dem als Zweitwunsch 

benannten SESB-Standort. Die Vergabe der beiden 

Plätze, die nach Absatz 11 Satz 3 ausschließlich für 

Kinder aus nach Berlin zuziehenden Familien frei zu 

halten sind, die sich nicht am regulären Anmelde-

Erstwunschschule genannt wird und, wenn es mehre-

re SESB-Standorte derselben Sprach-kombination 

gibt, ein solcher auch als Zweitwunsch angegeben 

wird. Sofern der Bildungsgang auch am Gymnasium 

fortgesetzt werden kann, gilt für Schülerinnen und 

Schüler mit einer ausschließlichen Förderprognose 

für die Integrierte Sekundarschule Satz 3 mit der 

Maßgabe, dass das Gymnasium nicht als Zweit-

wunsch angegeben werden muss. 

 

(11) Wird der Bildungsgang der SESB an zwei Inte-

grierten Sekundarschulen oder Gemeinschaftsschu-

len einer Sprachkombination angeboten, werden 

bei einer Übernachfrage zunächst ausschließlich 

Schülerinnen und Schüler aus Grundschulzügen der 

SESB berücksichtigt, die beide Schulen mit Erst- und 

Zweitwunsch gewählt haben. Sofern dabei die Zahl 

der Erstwünsche von SESB-Schülerinnen und -

Schülern die Kapazitäten einer Schule überschreitet, 

werden zunächst Kinder aufgenommen, deren Ge-

schwister denselben SESB-Standort besuchen. Die 

danach verbleibenden Schulplätze werden durch 

Los vergeben. Die nicht aufgenommenen Schülerin-

nen und Schüler erhalten einen Schulplatz an dem 

als Zweitwunsch benannten SESB-Standort. 

 

(12) Wird der Bildungsgang der SESB an zwei Gym-

nasien einer Sprachkombination angeboten, werden 

bei einer Übernachfrage zunächst ausschließlich 

Schülerinnen und Schüler aus Grundschulzügen der 

SESB berücksichtigt, die beide Schulen mit Erst- und 

Zweitwunsch gewählt haben. Sofern dabei die Zahl 

der Erstwünsche von SESB-Schülerinnen und -

Schülern die Kapazitäten einer Schule überschreitet, 

werden zunächst Kinder mit einer Förderprognose 

für das Gymnasium aufgenommen. Besteht danach 

weiterhin eine Übernachfrage, werden die Kinder 

aufgenommen, deren Geschwister denselben SESB-

Standort besuchen. Die danach verbleibenden 

Schulplätze werden nach der Durchschnittsnote der 

Förderprognose vergeben. Die nicht aufgenomme-

nen Schülerinnen und Schüler erhalten einen Schul-

platz an dem als Zweitwunsch benannten SESB-

Standort. Sollte auch dort keine Aufnahme möglich 

sein, wird den Kindern ein Schulplatz an einer Inte-
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verfahren beteiligen konnten, erfolgt bei nachgewie-

sener Eignung durch Los. 

 

 

 

(9) In die gymnasiale Oberstufe der SESB werden 

alle Schülerinnen und Schüler übernommen, die den 

gewählten Bildungsgang innerhalb der SESB mit 

derselben Partnersprachkombination fortsetzen wol-

len und die Voraussetzungen zum Besuch der gym-

nasialen Oberstufe erfüllen. Schülerinnen und Schü-

ler der Integrierten Sekundarschule können den Bil-

dungsgang der SESB auf Wunsch direkt in der Qua-

lifikationsphase fortsetzen, wenn sie die Zugangs-

voraussetzungen für die Aufnahme in die Einfüh-

rungsphase erfüllen und die SESB in der Partner-

sprachkombination keine Einführungsphase anbietet 

oder diese nur in Verbindung mit einem beruflich 

orientierten Bildungsangebot führt. Sie erhalten in 

diesem Fall das Recht auf einen zusätzlichen Rück-

tritt, der nicht auf die Höchstverweildauer und die 

zulässige Zahl der Rücktritte gemäß § 2 Absatz 5 

und 6 der Verordnung über die gymnasiale Ober-

stufe (VO-GO) vom 18. April 2007 (GVBl. S. 156), 

die zuletzt durch Artikel 24 der Verordnung vom 1. 

September 2020 (GVBl. S. 683) in der jeweils gel-

tenden Fassung, angerechnet wird. 

 

 

(10) Eine Aufnahme in eine bereits eingerichtete 

Klasse der SESB ist nach Maßgabe freier Plätze 

möglich, wenn Schülerinnen und Schüler beide 

Sprachen der jeweiligen Sprachkombination so be-

herrschen, dass eine erfolgreiche Teilnahme am 

Unterricht zu erwarten ist. Zur Feststellung der 

Sprachkenntnisse führt die Schule ein zu dokumen-

tierendes Aufnahmegespräch durch, das durch wei-

tere Nachweise und Überprüfungen ergänzt werden 

kann. Schülerinnen und Schüler, die die SESB bereits 

erfolgreich besucht haben und wegen eines Aufent-

halts im Ausland verlassen mussten, werden bei der 

Aufnahme vorrangig berücksichtigt, sofern sie die 

Voraussetzungen nach Satz 1 erfüllen. 

 

 

grierten Sekundarschule derselben Sprachkombina-

tion angeboten. 

 

 

 

(13) In die gymnasiale Oberstufe der SESB werden 

alle Schülerinnen und Schüler übernommen, die den 

gewählten Bildungsgang innerhalb der SESB mit 

derselben Partnersprachkombination fortsetzen wol-

len und die Voraussetzungen zum Besuch der gym-

nasialen Oberstufe erfüllen. Schülerinnen und Schü-

ler der Integrierten Sekundarschule können den Bil-

dungsgang der SESB auf Wunsch direkt in der Qua-

lifikationsphase fortsetzen, wenn sie die Zugangs-

voraussetzungen für die Aufnahme in die Einfüh-

rungsphase erfüllen und die SESB in der Partner-

sprachkombination keine Einführungsphase anbietet 

oder diese nur in Verbindung mit einem beruflich 

orientierten Bildungsangebot führt. Sie erhalten in 

diesem Fall das Recht auf einen zusätzlichen Rück-

tritt, der nicht auf die Höchstverweildauer und die 

zulässige Zahl der Rücktritte gemäß § 2 Absatz 5 

und 6 der Verordnung über die gymnasiale Ober-

stufe (VO-GO) vom 18. April 2007 (GVBl. S. 156), 

die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 17. 

Dezember 2021 (GVBl. S. 1390) geändert worden 

ist, in der jeweils geltenden Fassung angerechnet 

wird. 

 

(14) Eine Aufnahme in eine bereits eingerichtete 

Klasse der SESB ist nach Maßgabe freier Plätze 

möglich, wenn Schülerinnen und Schüler beide 

Sprachen der jeweiligen Sprachkombination so be-

herrschen, dass eine erfolgreiche Teilnahme am 

Unterricht zu erwarten ist. Zur Feststellung der 

Sprachkenntnisse führt die Schule ein zu dokumen-

tierendes Aufnahmegespräch durch, das durch wei-

tere Nachweise und Überprüfungen ergänzt werden 

kann. Schülerinnen und Schüler, die die SESB bereits 

erfolgreich besucht haben und wegen eines Aufent-

halts im Ausland verlassen mussten, werden bei der 

Aufnahme vorrangig berücksichtigt, sofern sie die 

Voraussetzungen nach Satz 1 erfüllen. 
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(11) Die Eingangsfrequenz in SESB-Klassen beträgt 

in der Grundschule 24 bis höchstens 26 Schülerin-

nen und Schüler. Bei der Einrichtung von Klassen an 

Schulen der Sekundarstufe I gilt die Frequenzvorga-

be für die jeweilige Schulart entsprechend § 5 Ab-

satz 7 der Sekundarstufe I-Verordnung vom 31. 

März 2010 (GVBl. S. 175), die zuletzt durch Artikel 

20 der Verordnung vom 1. September 2020 (GVBl. 

S. 683) geändert worden ist, in der jeweils gelten-

den Fassung mit der Maßgabe, dass eine Reduzie-

rung wegen des erhöhten Anteils von Schülerinnen 

und Schülern nichtdeutscher Herkunftssprache nicht 

zulässig ist. In allen neu einzurichtenden Klassen der 

Jahrgangsstufen 1 und 7 sind bis zwei Wochen vor 

Beginn der Sommerferien zwei Plätze ausschließlich 

für Kinder aus nach Berlin zuziehenden Familien 

freizuhalten, die sich nicht am regulären Anmelde-

verfahren beteiligen konnten; danach erfolgt unver-

züglich die Vergabe der zwei Plätze unter diesen 

Bewerberinnen und Bewerbern mit nachgewiesener 

Eignung. Nicht in Anspruch genommene Plätze wer-

den entsprechend der Nachrückerliste vergeben. 

 

 

(12) Schülerinnen und Schüler, die in die Schulan-

fangsphase aufgenommen werden, unterliegen ei-

ner Probezeit von zwei Schuljahren. In allen anderen 

Jahrgangsstufen beträgt die Probezeit ein Schuljahr. 

Die Probezeit für Schülerinnen und Schüler, die nach 

Absatz 10 Satz 1 während des Schuljahres aufge-

nommen werden, endet in der Regel abweichend 

von Satz 1 am Ende der Schulanfangsphase oder 

abweichend von Satz 2 am Ende des Schuljahres, in 

dem die Aufnahme erfolgte; in den Fällen, in denen 

wegen der Kürze des Schulbesuchs keine Entschei-

dung über das Bestehen der Probezeit getroffen 

werden kann, verlängert sich die Probezeit um ein 

Schulhalbjahr. Am Ende der Probezeit entscheidet 

die Klassenkonferenz oder die Jahrgangskonferenz 

über die endgültige Aufnahme. Ein Verbleib in der 

SESB ist nicht möglich, wenn ein erfolgreiches 

Durchlaufen des zweisprachigen Bildungsganges 

nicht zu erwarten ist. Dies ist regelmäßig der Fall, 

wenn entweder in beiden Partnersprachen nicht 

mindestens ausreichende Leistungen erbracht wer-

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(15) Schülerinnen und Schüler, die in die Schulan-

fangsphase aufgenommen werden, unterliegen ei-

ner Probezeit von zwei Schuljahren. In allen anderen 

Jahrgangsstufen beträgt die Probezeit ein Schuljahr. 

Die Probezeit für Schülerinnen und Schüler, die nach 

Absatz 14 Satz 1 während des Schuljahres aufge-

nommen werden, endet in der Regel abweichend 

von Satz 1 am Ende der Schulanfangsphase oder 

abweichend von Satz 2 am Ende des Schuljahres, in 

dem die Aufnahme erfolgte; in den Fällen, in denen 

wegen der Kürze des Schulbesuchs keine Entschei-

dung über das Bestehen der Probezeit getroffen 

werden kann, verlängert sich die Probezeit um ein 

Schulhalb-jahr. Am Ende der Probezeit entscheidet 

die Klassenkonferenz oder die Jahrgangskonferenz 

über die endgültige Aufnahme. Ein Verbleib in der 

SESB ist nicht möglich, wenn ein erfolgreiches 

Durchlaufen des zweisprachigen Bildungsganges 

nicht zu erwarten ist. Dies ist regelmäßig der Fall, 

wenn entweder in beiden Partnersprachen nicht 

mindestens ausreichende Leistungen erbracht wer-
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den oder in einer der Partnersprachen und in min-

destens zwei weiteren Fächern mangelhafte oder 

ungenügende Leistungen vorliegen oder der Schul-

besuch zu einer dauerhaften Überforderung der 

Schülerin oder des Schülers führen würde. In den 

Fällen des Satzes 5 ist ein Wechsel in einen Regel-

zug erforderlich. Im Rahmen der organisatorischen 

Möglichkeiten soll dabei ein Schulwechsel vermie-

den werden. 

 

den oder in einer der Partnersprachen und in min-

destens zwei weiteren Fächern mangelhafte oder 

ungenügende Leistungen vorliegen oder der Schul-

besuch zu einer dauerhaften Überforderung der 

Schülerin oder des Schülers führen würde. In den 

Fällen des Satzes 5 ist ein Wechsel in einen Regel-

zug erforderlich. Im Rahmen der organisatorischen 

Möglichkeiten soll dabei ein Schulwechsel vermie-

den werden. 

 

(16) Bei Schülerinnen und Schülern mit einer ande-

ren nichtdeutschen Partnersprache als Englisch oder 

Französisch, die den Bildungsgang der SESB verlas-

sen, wird Englisch zur ersten Fremdsprache. Eine 

Entscheidung der Schulaufsichtsbehörde über den 

Wechsel der Fremdsprache oder der Fremdspra-

chenfolge ist in diesen Fällen nicht erforderlich. Die 

Schülerinnen und Schüler und ihre Erziehungsbe-

rechtigten sind jedoch über mögliche Konsequenzen 

zu beraten 

 

 

§ 4 

Französisches Gymnasium (Collège Français) 

 

(1) Die Aufnahme in die der deutschen Verwaltung 

unterstehenden Klassen des Französischen Gymna-

siums (Collège Français) erfolgt in der Jahrgangs-

stufe 5. Die Aufnahme in die der französischen Ver-

waltung unterstehenden Klassen erfolgt in der Jahr-

gangsstufe 7. Über die Aufnahme entscheidet im 

Auftrag der Schulbehörde in Jahrgangsstufe 5 die 

deutsche Schulleiterin oder der deutsche Schulleiter, 

in Jahrgangsstufe 7 die französische Schulleiterin 

oder der französische Schulleiter. Dabei ist das Ein-

vernehmen mit der jeweils anderen Schulleiterin 

oder dem anderen Schulleiter herzustellen. 

 

(2) Voraussetzungen für die Aufnahme in die Jahr-

gangsstufe 5 sind eine Förderprognose für das 

Gymnasium, mindestens gute Leistungen auf mutter-

sprachlichem Niveau in Deutsch sowie die erfolgrei-

che Teilnahme an einem von der Schulaufsichtsbe-

hörde genehmigten Test, in dem zu zwei Dritteln die 

 

§ 4 

Französisches Gymnasium (Collège Français) 

 

(1) Die Aufnahme erfolgt in den Jahrgangsstufen 5 

und 7. In der Jahrgangsstufe 5 werden bis zu drei 

Züge eingerichtet. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(2) Voraussetzungen für die Aufnahme in die Jahr-

gangsstufe 5 sind eine Förderprognose für das 

Gymnasium sowie mindestens gute Leistungen im 

Fach Deutsch und in einem standardisierten Auf-

nahmegespräch, in dem zu zwei Dritteln die sprach-

lichen und zu einem Drittel die mathematischen 
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sprachlichen und zu einem Drittel die mathemati-

schen Kenntnisse der Schülerinnen und Schüler ge-

prüft werden. Schülerinnen und Schüler schließen 

diesen Test mit Erfolg ab, wenn sie insgesamt min-

destens 50 Prozent der möglichen Leistung erbrin-

gen. 

 

(7) Die Aufnahme in eine bereits eingerichtete Klas-

se ist nach Maßgabe freier Plätze möglich und er-

folgt bis einschließlich Jahrgangsstufe 6 entspre-

chend Absatz 2, danach entsprechend Absatz 4. 

Überschreitet die Zahl der geeigneten Bewerberin-

nen und Bewerber die der verfügbaren Plätze, gilt 

Absatz 5 entsprechend. Die Aufnahme erfordert das 

Einvernehmen beider Schulleiterinnen oder Schullei-

ter und erfolgt bis einschließlich Jahrgangsstufe 6 

durch die deutsche Schulleiterin oder den deutschen 

Schulleiter, danach durch die französische Schullei-

terin oder den französischen Schulleiter. 

 

Kenntnisse der Schülerinnen und Schüler geprüft 

werden. Schülerinnen und Schüler absolvieren die-

ses Gespräch erfolgreich, wenn sie insgesamt min-

destens 50 Prozent der möglichen Leistung erbrin-

gen. 

 

 

(7) Die Aufnahme in eine bereits eingerichtete Klas-

se ist nach Maßgabe freier Plätze möglich und er-

folgt bis einschließlich Jahrgangsstufe 6 entspre-

chend Absatz 2, danach entsprechend Absatz 4. 

Überschreitet die Zahl der geeigneten Bewerberin-

nen und Bewerber die der verfügbaren Plätze, gilt 

Absatz 5 entsprechend. Die Aufnahme erfordert die 

Zustimmung der Leiterin oder des Leiters der franzö-

sischen Verwaltung an der Schule. 

 

 

§ 7 

Mathematisch-naturwissenschaftlich profilierte 

Gymnasien 

 

(3) Die weitere Eignung für den Besuch grundständi-

ger Züge wird zunächst aus den Noten des ersten 

Schulhalbjahres der Jahrgangsstufe 4 in den Fä-

chern Mathematik, erste Fremdsprache, Sachunter-

richt und Deutsch abgeleitet. Dabei wird die Note in 

Mathematik mit dem Faktor 3, die Note in Deutsch 

mit dem Faktor 2 multipliziert. Die Notensumme aus 

allen vier Fächern darf nicht höher als 15 sein. Schü-

lerinnen und Schüler, die diese Voraussetzung erfül-

len, nehmen an einem einheitlichen, von der Schul-

aufsichtsbehörde zugelassenen Test mit mathemati-

schem Schwerpunkt teil. Die weitere Auswahl der 

Schülerinnen und Schüler erfolgt anhand einer Eig-

nungsprüfung, die auf einem Punkteverfahren be-

ruht. Die entscheidende Punktzahl ergibt sich zu 50 

Prozent aus den Ergebnissen des in Satz 4 genann-

ten Tests, zu 25 Prozent aus der Notensumme nach 

Satz 3 und zu 25 Prozent aus den vier Kompetenzkri-

terien der Förderprognose: „erkennt grundlegende 
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Schulhalbjahres der Jahrgangsstufe 4 in den Fä-

chern Mathematik, erste Fremdsprache, Sachunter-

richt und Deutsch abgeleitet. Dabei wird die Note in 

Mathematik mit dem Faktor 3, die Note in Deutsch 
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lerinnen und Schüler, die diese Voraussetzung erfül-

len, nehmen an einem einheitlichen, von der Schul-

aufsichtsbehörde zugelassenen Test mit mathemati-

schem Schwerpunkt teil. Die weitere Auswahl der 

Schülerinnen und Schüler erfolgt anhand einer Eig-

nungsprüfung, die auf einem Punkteverfahren be-

ruht. Die entscheidende Punktzahl ergibt sich zu 50 

Prozent aus den Ergebnissen des in Satz 4 genann-

ten Tests, zu 25 Prozent aus der Notensumme nach 

Satz 3 und zu 25 Prozent aus den vier Kompetenzkri-

terien der Förderprognose: „erkennt grundlegende 
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Prinzipien oder Regeln und wendet sie sachgerecht 

an“, „arbeitet strukturiert, selbständig und verknüpft 

Wissensgegenstände“, „plant und organisiert Ar-

beitsschritte zielgerichtet und zügig“ und „ist ideen-

reich, Neuem gegenüber aufgeschlossen und viel-

seitig interessiert“. Je höher die erreichte Punktzahl 

ist, desto höher ist die Eignungsvermutung. Maximal 

sind 20 Punkte erreichbar. Die Ergebnisse des Tests 

werden in Abhängigkeit von der erreichten absolu-

ten Punktzahl mit 0 bis 10 Punkten bewertet. Die 

Notensumme und die Ausprägung der zentralen 

Kompetenzen der Förderprognose werden ebenfalls 

in Punkte umgerechnet. Bei der Notensumme erfolgt 

dies, indem absteigend von fünf Punkten bis einem 

Punkt für die Notensummen „7“, „8“, „9“, „10 bis 

11“ und „12 bis 13“ vergeben werden. Bei den 

Kompetenzen wird jeweils ein Punkt vergeben, wenn 

eines der vier benannten Kriterien „besonders aus-

geprägt“ ist; ein zusätzlicher Punkt wird vergeben, 

wenn alle vier zentralen Kompetenzen besser als 

„durchschnittlich ausgeprägt“ ausgewiesen sind. Bei 

gleicher Punktsumme sowie in Fällen, in denen Test-

ergebnis und Bewertung der Grundschule oder Ge-

meinschaftsschule deutlich voneinander abweichen, 

führt die Schulleiterin oder der Schulleiter oder eine 

von ihr oder ihm beauftragte Lehrkraft mit den be-

treffenden Schülerinnen und Schülern jeweils ein 

standardisiertes Auswahlgespräch durch. 

 

Prinzipien oder Regeln und wendet sie sachgerecht 

an“, „arbeitet strukturiert und verknüpft Wissensge-

genstände“, „plant und organisiert Arbeitsschritte 

zielgerichtet und zügig“ und „ist ideenreich, Neuem 

gegenüber aufgeschlossen und vielseitig interes-

siert“. Je höher die erreichte Punktzahl ist, desto 

höher ist die Eignungsvermutung. Maximal sind 20 

Punkte erreichbar. Die Ergebnisse des Tests werden 

in Abhängigkeit von der erreichten absoluten Punkt-

zahl mit 0 bis 10 Punkten bewertet. Die Notensum-

me und die Ausprägung der zentralen Kompetenzen 

der Förderprognose werden ebenfalls in Punkte 

umgerechnet. Bei der Notensumme erfolgt dies, 

indem absteigend von fünf Punkten bis einem Punkt 

für die Notensummen „7“, „8“, „9“, „10 bis 11“ und 

„12 bis 13“ vergeben werden. Bei den Kompeten-

zen wird jeweils ein Punkt vergeben, wenn eines der 

vier benannten Kriterien „besonders ausgeprägt“ ist; 

ein zusätzlicher Punkt wird vergeben, wenn alle vier 

zentralen Kompetenzen besser als „durchschnittlich 

ausgeprägt“ ausgewiesen sind. Bei gleicher Punkt-

summe sowie in Fällen, in denen Testergebnis und 

Bewertung der Grundschule oder Gemeinschafts-

schule deutlich voneinander abweichen, führt die 

Schulleiterin oder der Schulleiter oder eine von ihr 

oder ihm beauftragte Lehrkraft mit den betreffenden 

Schülerinnen und Schülern jeweils ein standardisier-

tes Auswahlgespräch durch. 

 

 

§ 8 

Eliteschulen des Sports 

 

(2) Die Aufnahme erfolgt überregional in den Sport-

arten Eiskunstlauf und Turnen in der Jahrgangsstufe 

3, in den Sportarten Rhythmische Sportgymnastik, 

Schwimmen und Wasserspringen in der Jahrgangs-

stufe 5 und in allen übrigen Sportarten in der Jahr-

gangsstufe 7. Es werden eine Klasse in Jahrgangs-

stufe 3 und bis zu zwei weitere Klassen in Jahr-

gangsstufe 5 eingerichtet; einschließlich der bereits 

eingerichteten Klassen werden in Jahrgangsstufe 7 

höchstens 14 Klassen gebildet. Der Schulträger legt 

jährlich die Zuordnung der Klassen bedarfsgerecht 
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fest. Bei gleicher Eignung sind in Berlin wohnende 

Schülerinnen und Schüler vorrangig aufzunehmen. 

 

 

 

 

 

(6) Für die Aufnahme in eine bereits eingerichtete 

Klasse gelten die Absätze 3 und 4 mit der Maßgabe 

entsprechend, dass abweichend von Absatz 4 die 

Förderprognose unberücksichtigt bleibt. 

 

(8) Schülerinnen und Schüler, die ihre Eignung zum 

Besuch der Eliteschulen des Sports verlieren, müs-

sen die von ihnen besuchte Schule grundsätzlich 

verlassen. Ein Verlust der Eignung liegt vor, wenn 

1. eine Schülerin oder ein Schüler die leistungs-

sportliche Empfehlung nach Absatz 3 verliert, 

weil sie oder er nicht mehr die altersgerechten, 

sportartspezifischen Leistungskriterien erfüllt,  

2. eine Verletzung im ersten Kurshalbjahr der Qua-

lifikationsphase den erfolgreichen Abschluss der 

Sportpraxiskurse ausschließt oder 

3. der Konsum verbotener Betäubungsmittel oder 

der Einsatz von Substanzen oder Methoden 

nachgewiesen ist, die in der Verbotsliste des 

Nationalen Anti-Doping-Codes (NADC) ge-

nannt werden. 

Die für die Eignung nach Satz 2 Nummer 1 maßge-

benden Leistungskriterien legt der Landessportbund 

Berlin fest. Sobald der Landessportbund der be-

suchten Schule mitteilt, dass die leistungssportliche 

Förderung einer Schülerin oder eines Schülers weg-

fällt, weil sie oder er die maßgeblichen Leistungskri-

terien nicht mehr erfüllt, prüft die Sportkoordinatorin 

oder der Sportkoordinator der jeweiligen Schule 

diese Mitteilung anhand der Förderkriterien und der 

schulischen Unterlagen auf Schlüssigkeit. Auf dieser 

Grundlage gibt die Klassenkonferenz eine Empfeh-

lung über den Verbleib in oder das Verlassen der 

Schule ab. Die Entscheidung über den Verbleib in 

oder das Verlassen der Schule nach Satz 2 Nummer 

1 und 2 trifft die Schulleiterin oder der Schulleiter, im 

Übrigen entscheidet die Schulaufsichtsbehörde 

nach Anhörung der Schulkonferenz. Über den Ver-

fest. Bei gleicher Eignung sind in Berlin wohnende 

Schülerinnen und Schüler vorrangig aufzunehmen. 

Schülerinnen und Schülern in paralympischen 

Sportarten werden nach ihrer individuellen Entwick-

lung und den sportartbezogenen Anforderungen 

jahrgangsstufenunabhängig aufgenommen. 

 

(6) Für die Aufnahme in eine bereits eingerichtete 

Klasse gelten die Absätze 3 und 4 entsprechend. 

 

 

 

(8) Schülerinnen und Schüler, die ihre Eignung zum 

Besuch der Eliteschulen des Sports verlieren, müs-

sen die von ihnen besuchte Schule grundsätzlich 

verlassen. Ein Verlust der Eignung liegt vor, wenn 

1. eine Schülerin oder ein Schüler die leistungs-

sportliche Empfehlung nach Absatz 3 verliert, 

weil sie oder er nicht mehr die altersgerechten, 

sportartspezifischen Leistungskriterien erfüllt,  

2. eine Verletzung im ersten Kurshalbjahr der Qua-

lifikationsphase den erfolgreichen Abschluss der 

Sportpraxiskurse ausschließt oder 

3. der Konsum oder die Weitergabe verbotener Be-

täubungsmittel oder der Einsatz von Substanzen 

oder Methoden nachgewiesen ist, die in der 

Verbotsliste des Nationalen Anti-Doping-Codes 

(NADC) genannt werden. 

Die für die Eignung nach Satz 2 Nummer 1 maßge-

benden Leistungskriterien legt der Landessportbund 

Berlin fest. Sobald der Landessportbund der be-

suchten Schule mitteilt, dass die leistungssportliche 

Förderung einer Schülerin oder eines Schülers weg-

fällt, weil sie oder er die maßgeblichen Leistungskri-

terien nicht mehr erfüllt, prüft die Sportkoordinatorin 

oder der Sportkoordinator der jeweiligen Schule 

diese Mitteilung anhand der Förderkriterien und der 

schulischen Unterlagen auf Schlüssigkeit. Auf dieser 

Grundlage gibt die Klassenkonferenz eine Empfeh-

lung über den Verbleib in oder das Verlassen der 

Schule ab. Die Entscheidung über den Verbleib in 

oder das Verlassen der Schule nach Satz 2 Nummer 

1 und 2 trifft die Schulleiterin oder der Schulleiter, im 

Übrigen entscheidet die Schulaufsichtsbehörde 

nach Anhörung der Schulkonferenz. Über den Ver-



 

 

26 

bleib in oder das Verlassen der Schule in den Fällen 

des Satzes 2 Nummer 1 ist frühzeitig während der 

Jahrgangsstufen 4, 6, 8 und 10 zu entscheiden. 

 

bleib in oder das Verlassen der Schule in den Fällen 

des Satzes 2 Nummer 1 ist frühzeitig während der 

Jahrgangsstufen 4, 6, 8 und 10 zu entscheiden. 

 

 

§ 15 

Schnelllernerklassen an Gymnasien 

 

(2) Die Eignung für den Besuch von Schnelllerner-

klassen wird aus der Bewertung des vom Schulpsy-

chologischen und Inklusionspädagogischen Bera-

tungs- und Unterstützungszentrum (SIBUZ) durchge-

führten standardisierten Aufnahmetests, den Noten 

des ersten Schulhalbjahres der Jahrgangsstufe 4 in 

den Fächern Mathematik, erste Fremdsprache, Sa-

chunterricht und Deutsch sowie aus dem Kompe-

tenzkatalog der Förderprognose abgeleitet. Maxi-

mal sind 20 Punkte erreichbar. Im Test können ins-

gesamt bis zu 10 Punkte erreicht werden. Die Be-

wertung durch die Grundschule, die sich aus der 

Notensumme und der Ausprägung der zentralen 

Kompetenzen der Förderprognose zusammensetzt, 

wird in Punkte umgerechnet. Bei der Notensumme 

erfolgt dies, indem absteigend von fünf Punkten bis 

einem Punkt für die Notensummen „4“, „5“, „6“, „7“ 

und „8“ vergeben werden. Bei den Kompetenzen 

wird jeweils ein Punkt vergeben, wenn eines der vier 

Kriterien der Förderprognose: „arbeitet strukturiert, 

selbständig und verknüpft Wissensgegenstände“, 

„plant und organisiert Arbeitsschritte zielgerichtet 

und zügig“, „ist ideenreich, Neuem gegenüber auf-

geschlossen und vielseitig interessiert“ und „stellt 

Arbeitsergebnisse ziel- und adressatengerecht dar 

(Präsentation)“ „besonders ausgeprägt“ ist; ein zu-

sätzlicher Punkt wird vergeben, wenn alle vier zent-

ralen Kompetenzen besser als „durchschnittlich 

ausgeprägt“ ausgewiesen sind. 

 

 

§ 15 

Schnelllernerklassen an Gymnasien 

 

(2) Die Eignung für den Besuch von Schnelllerner-

klassen wird aus der Bewertung des vom Schulpsy-

chologischen und Inklusionspädagogischen Bera-

tungs- und Unterstützungszentrum (SIBUZ) durchge-

führten standardisierten Aufnahmetests, den Noten 

des ersten Schulhalbjahres der Jahrgangsstufe 4 in 

den Fächern Mathematik, erste Fremdsprache, Sa-

chunterricht und Deutsch sowie aus dem Kompe-

tenzkatalog der Förderprognose abgeleitet. Maxi-

mal sind 20 Punkte erreichbar. Im Test können ins-

gesamt bis zu 10 Punkte erreicht werden. Die Be-

wertung durch die Grundschule, die sich aus der 

Notensumme und der Ausprägung der zentralen 

Kompetenzen der Förderprognose zusammensetzt, 

wird in Punkte umgerechnet. Bei der Notensumme 

erfolgt dies, indem absteigend von fünf Punkten bis 

einem Punkt für die Notensummen „4“, „5“, „6“, „7“ 

und „8“ vergeben werden. Bei den Kompetenzen 

wird jeweils ein Punkt vergeben, wenn eines der vier 

Kriterien der Förderprognose: „arbeitet strukturiert 

und verknüpft Wissensgegenstände“, „plant und 

organisiert Arbeitsschritte zielgerichtet und zügig“, 

„ist ideenreich, Neuem gegenüber aufgeschlossen 

und vielseitig interessiert“ und „stellt Arbeitsergeb-

nisse ziel- und adressatengerecht dar (Präsentati-

on)“ „besonders ausgeprägt“ ist; ein zusätzlicher 

Punkt wird vergeben, wenn alle vier zentralen Kom-

petenzen besser als „durchschnittlich ausgeprägt“ 

ausgewiesen sind. 
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II. Wortlaut der zitierten Rechtsvorschriften 

 

 

 

Schulgesetz für das Land Berlin 

vom 26. Januar 2004 (GVBl. S. 26), das zuletzt durch Gesetz vom 27. September 2021 (GVBl. 

S. 1125) geändert worden ist 

 

§ 15 

Unterricht für Schülerinnen und Schüler nichtdeutscher Herkunftssprache 

 

(4) Die für das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung wird ermächtigt, das Nähere zu den 

Voraussetzungen und zur Ausgestaltung des Unterrichts für Schülerinnen und Schüler nicht-

deutscher Herkunftssprache durch Rechtsverordnung zu regeln, insbesondere 

 1. die Voraussetzungen für die Aufnahme in Regelklassen und in besondere Lerngrup-

pen nach Absatz 2, 

 2. die Grundlagen und Verfahren zur Feststellung der Kenntnisse in der deutschen Spra-

che, 

 3. die Maßnahmen zur schulischen Integration für zuziehende Kinder und Jugendliche, 

 4. die muttersprachlichen und bilingualen Angebote für Schülerinnen und Schüler nicht-

deutscher Herkunftssprache, 

 5. das zeitweise Abweichen von den Maßstäben der Leistungsbewertung für aus dem 

Ausland zugezogene Kinder und Jugendliche, bei denen das Fehlen hinreichender 

deutscher Sprachkenntnisse festgestellt ist. 

 

§ 18 

Schulversuche, Schulen besonderer pädagogischer Prägung 

 

(3) Die für das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung wird ermächtigt, durch Rechtsverord-

nung Schulen besonderer pädagogischer Prägung einzurichten, die von einzelnen Vorschriften 

dieses Gesetzes oder von auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen abwei-

chen können, soweit es das besondere pädagogische oder organisatorische Konzept erfor-

dert. Dies betrifft insbesondere die Vorschriften über die Aufnahme in die Schule, die Verset-

zung, das Verlassen der Schule, die Ausgestaltung des Bildungsgangs und die Festlegung der 

Abschlüsse. In der Rechtsverordnung kann auch eine Probezeit von in der Regel einem Schul-

jahr vorgesehen werden. Das Schulprogramm der Schule mit besonderer pädagogischer Prä-

gung ist in geeigneter Weise öffentlich bekannt zu machen. 
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§ 20 

Grundschule 

 

(8) Die für das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung wird ermächtigt, das Nähere zur 

Ausgestaltung der Grundschule durch Rechtsverordnung zu regeln, insbesondere 

 1. die Schulanfangsphase, 

 2. die Jahrgangsorganisation und den jahrgangsstufenübergreifenden Unterricht, 

 3. die Unterrichtsfächer nach Absatz 5 einschließlich der Voraussetzungen für die Ein-

richtung differenzierter Lerngruppen, 

 4. die Fördermaßnahmen für Schülerinnen und Schüler mit besonderen Lernschwierig-

keiten und Sprachrückständen, 

 5. die Unterrichtszeit im Zeitrahmen der verlässlichen Öffnungszeit, 

 6. die Einzelheiten der Wahl der Fremdsprache nach Absatz 4, 

 7. die Bereiche, auf die sich die Zusammenarbeit nach Absatz 7 erstreckt. 

 

§ 27 

Nähere Ausgestaltung der Sekundarstufe I 

 

Die für das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung wird ermächtigt, das Nähere zur Ausge-

staltung der Schularten und Bildungsgänge der Sekundarstufe I durch Rechtsverordnung zu 

regeln, insbesondere 

 1. den Beginn und die Formen der Fachleistungsdifferenzierung und die Unterrichtsfä-

cher und Lernbereiche, in denen leistungsdifferenziert unterrichtet wird, 

 2. die Einstufung der Schülerinnen und Schüler in leistungsdifferenzierte Kurse, 

 3. die Voraussetzungen und die Organisation von jahrgangsstufenübergreifendem Un-

terricht, 

 4. die Voraussetzungen und die Durchführung von bilingualem Unterricht, 

 5. die Anforderungen und das Verfahren für die nach § 22 Absatz 5 Satz 3 zu treffende 

Entscheidung, 

 6. die organisatorische und curriculare Ausgestaltung der Jahrgangsstufen 7 bis 10 un-

ter besonderer Berücksichtigung des Produktiven Lernens und anderer Formen des 

Dualen Lernens, 

7. die Voraussetzungen zum Erwerb der Berufsbildungsreife einschließlich der Voraus-

setzungen, unter denen die Berufsbildungsreife bereits nach Jahrgangsstufe 9 erwor-

ben werden kann, 

 8. die Voraussetzungen zum Erwerb der erweiterten Berufsbildungsreife, 

 9. die Voraussetzungen zum Erwerb des mittleren Schulabschlusses, 

 10. die erforderlichen Qualifikationen zur Berechtigung zum Übergang in die gymnasiale 

Oberstufe. 
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§ 39 

Nähere Ausgestaltung der sonderpädagogischen Förderung 

 

Die für das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung wird ermächtigt, das Nähere über die 

sonderpädagogische Förderung durch Rechtsverordnung zu regeln, insbesondere  

 1. die Ausgestaltung der sonderpädagogischen Förderschwerpunkte einschließlich der 

spezifischen Bildungsangebote, 

 2. das Verfahren zur Feststellung des sonderpädagogischen Förderbedarfs einschließ-

lich der Anforderungen an das sonderpädagogische Gutachten, 

 3. die Bildung, Zusammensetzung, Aufgaben und Empfehlungskriterien von Ausschüssen, 

 4. die Organisationsformen sonderpädagogischer Förderung und die schulergänzenden 

Maßnahmen sowie die besonderen Organisationsformen für die sonderpädagogi-

schen Förderschwerpunkte „emotional-soziale Entwicklung“, „Autismus“ und Unter-

richt für kranke Schülerinnen und Schüler, 

 5. die Abweichungen von den Regelungen der allgemeinen Schule im gemeinsamen 

Unterricht, 

 6. die Aufgaben der Schulen mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt, der son-

derpädagogischen Einrichtungen sowie der Berufsschulen mit sonderpädagogischen 

Aufgaben einschließlich der abweichenden Regelungen zu der allgemeinen Schule, 

 7. das Verfahren für den Übergang von der Schule mit sonderpädagogischem Förder-

schwerpunkt in die allgemeine Schule, 

 8. die Voraussetzungen für den Erwerb des berufsorientierenden Schulabschlusses und 

für die Gleichwertigkeit mit der Berufsbildungsreife, 

 9. die Schülerbeförderung und die Schulwegbegleitung, 

 10. das Verfahren und die Kriterien für die durch die Schulaufsichtsbehörde vorzuneh-

mende Auswahl der Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbe-

darf bei Überschreitung der für den gemeinsamen Unterricht festgelegten Aufnahme-

kapazität, wobei insbesondere die Übereinstimmungen der Fördermöglichkeiten der 

Schule mit dem entsprechenden festgestellten sonderpädagogischen Förderbedarf 

und weiteren Voraussetzungen (beispielsweise Neigung, angestrebtes Bildungsziel) 

und Lebensbedingungen der Schülerin oder des Schülers (beispielsweise Wohnortnä-

he, soziale Bindungen) zu berücksichtigen sind, 

 11. das Verfahren und die Kriterien für die durch die Schulaufsichtsbehörde vorzuneh-

mende Auswahl der Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbe-

darf an einer Inklusiven Schwerpunktschule bei Überschreitung der für Schülerinnen 

und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf festgelegten Aufnahmekapazi-

tät, wobei die Spezialisierung der Schule für einen oder mehrere sonderpädagogi-

sche Förderschwerpunkte, die Erreichbarkeit anderer vergleichbar geeigneter Schul-

standorte und die pädagogisch sowie organisatorisch sachgerechte Verteilung der 

verfügbaren Plätze innerhalb der verschiedenen Förderschwerpunkte an der jeweili-

gen Schule sowie an den alternativen Standorten zu berücksichtigen ist, 
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 12. die Ausgestaltung der Auftragsschulen für Autismus. 

 

§ 54 

Allgemeines 

 

(7) Die für das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung wird ermächtigt, durch Rechtsverord-

nung das Nähere über die Ausgestaltung gemeinsamer Einschulungsbereiche, die Aufnahme 

und die Zuweisung zu regeln. 

 

§ 56 

Übergang in die Sekundarstufe I 

 

6) Überschreitet die Zahl der Anmeldungen für eine Schule deren Aufnahmekapazität, so rich-

tet sich die Aufnahme - nach Abschluss des vorrangig durchzuführenden Aufnahmeverfahrens 

nach § 37 Absatz 4 - nach folgendem Verfahren: 

 1. Im Umfang von bis zu 10 Prozent der vorhandenen Schulplätze sind Schülerinnen und 

Schüler durch die Schulleiterin oder den Schulleiter im Einvernehmen mit der zustän-

digen Schulbehörde vorrangig zu berücksichtigen, wenn Umstände vorliegen, die den 

Besuch einer anderen als der gewünschten Schule unzumutbar erscheinen lassen (be-

sondere Härtefälle). Soweit diese Schulplätze nicht als besondere Härtefälle verge-

ben werden, werden Schülerinnen und Schüler berücksichtigt, die die Schule gemein-

sam mit einem im selben Haushalt lebenden Geschwisterkind oder anderen Kind (Ge-

schwisterkinder) besuchen werden und die im Rahmen der Aufnahme nach Nummer 2 

nicht ausgewählt worden sind. Soweit nach Berücksichtigung der Härtefälle und der 

Geschwisterkinder Schulplätze unbesetzt bleiben, erhöht sich die Anzahl der nach 

Nummer 2 zu vergebenden Schulplätze entsprechend. 

 2. Mindestens 60 Prozent der Schulplätze werden nach Aufnahmekriterien vergeben, die 

von der Schule unter Berücksichtigung des Schulprogramms festgelegt werden. Zur 

Feststellung, ob eine Schülerin oder ein Schüler die Aufnahmekriterien der Schule er-

füllt, ist ein Verfahren für die Aufnahme durchzuführen. Die Grundlagen der Aufnah-

meentscheidung sind zu dokumentieren. Die Aufnahmekriterien und die Gestaltung 

des Verfahrens für die Aufnahme unterliegen der Genehmigung durch die Schulauf-

sichtsbehörde, hinsichtlich der Aufnahmekriterien im Benehmen, hinsichtlich der Ge-

staltung des Verfahrens für die Aufnahme im Einvernehmen mit der jeweils zuständi-

gen Schulbehörde. 

 3. 30 Prozent der Schulplätze werden durch Los vergeben. Soweit Geschwisterkinder 

nicht gemäß Nummer 1 oder Nummer 2 berücksichtigt wurden, sind sie vorrangig 

aufzunehmen. Befinden sich mehrere Geschwisterkinder gleichzeitig ausschließlich im 

Losverfahren, führt die Aufnahme des ersten Geschwisterkindes durch Los dazu, dass 

seine weiteren sich im Losverfahren befindenden Geschwister ebenfalls aufgenom-

men werden. 
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Das Aufnahmeverfahren nach Satz 1 Nummer 1 bis 3 gilt auch für die Aufnahme in die Jahr-

gangsstufe 7 der Gemeinschaftsschule mit der Maßgabe, dass in die Jahrgangsstufe 7 zu-

nächst die Schülerinnen und Schüler der eigenen Primarstufe aufrücken. Abweichend von den 

Nummern 2 und 3 werden an der Gemeinschaftsschule nach Berücksichtigung der Geschwis-

terkinder alle verbleibenden Schulplätze nach von der Schule festgelegten Aufnahmekriterien 

vergeben, die eine leistungsheterogene Zusammensetzung der Schülerinnen und Schüler ge-

währleisten. Schülerinnen und Schüler aller Förderprognosen sind unabhängig von der Durch-

schnittsnote gleichberechtigt zu berücksichtigen; das Losverfahren kann die Aufnahme nach 

Kriterien ersetzen. 

 

(9) Die für das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung wird ermächtigt, das Nähere über 

den Übergang und die Aufnahme in die Sekundarstufe I durch Rechtsverordnung zu regeln, 

insbesondere 

 1. das Verfahren und die Kriterien für die Förderprognose, die Festsetzung der Durch-

schnittsnote nach Absatz 3 Satz 3 und die verbindlichen Beratungsgespräche gemäß 

Absatz 2 und 3, 

 2. die Einzelheiten der Aufnahmekriterien der Schule im Sinne von Absatz 6, wobei als 

Kriterien insbesondere in Betracht kommen: 

  a) Leistung und Kompetenzen, 

  b) Übereinstimmung des Leistungsbildes oder der sonstigen persönlichen Vorausset-

zungen der Schülerin oder des Schülers mit den Ausprägungen des Schulprogramms, 

  c) das Ergebnis eines Auswahlgesprächs oder eines anderen spezifischen Eignungs-

feststellungsverfahrens;  

  die Anwendung der Aufnahmekriterien bei der Aufnahmeentscheidung sowie das Nä-

here über das Verfahren für die Aufnahme einschließlich der Eignungsfeststellung, die 

Festlegung, ob die Aufnahme unbeschadet von Absatz 6 Nummer 1 zunächst nach 

Absatz 6 Nummer 2 oder Nummer 3 erfolgt, sowie die Besonderheiten für den Fall, 

dass es an einer Festlegung der Aufnahmekriterien oder eines Verfahrens für die Auf-

nahme fehlt, 

 3. besondere Härtefälle nach Absatz 6 Nummer 1, 

 4. die Besonderheiten für den altsprachlichen Bildungsgang. 

Abweichend von Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a und b finden an der Gemeinschaftsschule die 

Leistung und das Leistungsbild als alleinige Aufnahmekriterien keine Anwendung, das Eig-

nungsfeststellungsverfahren nach Satz 1 Nummer 2 Buchstabe c darf nicht allein auf Leis-

tungskriterien abstellen. In der Rechtsverordnung ist für die Jahrgangsstufe 7 in Integrierten 

Sekundarschulen, Gemeinschaftsschulen und Gymnasien sowie für die Jahrgangsstufe 8 in 

Integrierten Sekundarschulen und Gemeinschaftsschulen eine Höchstgrenze von Schülerinnen 

und Schülern pro Lerngruppe festzulegen. 
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§ 59 

Aufrücken, Versetzung, Wiederholung, Überspringen, Kurseinstufung 

 

(7) Die für das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung wird ermächtigt, das Nähere zu den 

Voraussetzungen und dem Verfahren der Versetzung, der Wiederholung, des Rücktritts, des 

Aufrückens, des Überspringens und der Kurseinstufung sowie für den Wechsel von einer Schul-

art in eine andere durch Rechtsverordnung zu regeln. Darin kann für nicht versetzte Schülerin-

nen und Schüler eine Leistungsüberprüfung vorgesehen werden, in der nachzuweisen ist, dass 

die Leistungsmängel überwunden sind und deshalb eine nachträgliche Versetzung gerechtfer-

tigt ist (Nachprüfung). Eine Nachprüfung kann auch zum Erreichen eines Abschlusses oder der 

Berechtigung zum Übergang in die gymnasiale Oberstufe vorgesehen werden. 

 

 

Sonderpädagogikverordnung 

vom 19. Januar 2005 (GVBl. S. 16), die zuletzt durch Verordnung vom 20. September 2019 

(GVBl. S. 565) geändert worden ist 

 

§ 20 

Gemeinsamer Unterricht in der Sekundarstufe I und der gymnasialen Oberstufe 

 

(1) Für den gemeinsamen Unterricht in der Sekundarstufe I und der gymnasialen Oberstufe gilt 

§ 19 Absatz 1 Nummer 1, 2 und 4 entsprechend. Im Rahmen der Einrichtung stehen am Gym-

nasium, der Integrierten Sekundarschule und der Gemeinschaftsschule je Klasse rechnerisch 

vier Plätze für Schülerinnen und Schüler mit festgestelltem sonderpädagogischen Förderbe-

darf zur Verfügung. An Gemeinschaftsschulen werden dabei die Schülerinnen und Schüler mit 

sonderpädagogischem Förderbedarf angerechnet, die sich bereits in den fortgeführten Klas-

sen befinden. 


